
Schriftliche Anfrage
der Abgeordneten Doris Rauscher SPD
vom 18.07.2017

Hortbetreuung in Bayern

Ich frage die Staatsregierung:

1.1	 Wie viele Grundschülerinnen und Grundschüler wur-
den im vergangenen Jahr in einem Hort betreut?

1.2	 Wie hat sich diese Zahl in den vergangenen zwei Jah-
ren entwickelt?

1.3	 Wie hat sich die Zahl der Horte in den vergangenen 
Jahren entwickelt?

2.1	 Wie viele Grundschülerinnen und Grundschüler neh-
men ein Angebot in einer Mittagsbetreuung wahr?

2.2	 Wie hat sich diese Zahl in den vergangenen Jahren 
entwickelt?

3.1	 Wie viele Kinder konnten im vergangenen Schuljahr 
2016/2017 aufgrund fehlender Plätze keinen Hort be-
suchen?

3.2	 Wie hat sich der „Nachfrageüberschuss“ in den ver-
gangenen Jahren entwickelt?

3.3	 Wie viele der Grundschülerinnen und Grundschüler 
nutzen die Mittagsbetreuung lediglich deshalb, weil sie 
keinen Hortplatz bekommen haben?

4.1	 Wie gestaltet sich die Situation zum Schuljahr 
2017/2018?

4.2	 Wie viele Kinder und ihre Familien erhalten aufgrund 
fehlender Plätze keinen Hortplatz?

4.3	 Wie viele müssen auf eine Mittagsbetreuung auswei-
chen?

5.1	 Wie bewertet die Staatsregierung die Situation bei An-
gebot und Nachfrage von Hortplätzen?

5.2	 Wie viele neue Hortplätze sind derzeit in Planung oder 
Bau?

5.3	 Was gedenkt die Staatsregierung zu tun, um das An-
gebot weiter auszubauen?

6.1	 Wie hoch war die durchschnittliche Buchungszeit im 
Hort im Schuljahr 2016/2017 (bitte differenziert nach 
Jahrgangsstufen)?

6.2	 Wie hoch war die durchschnittliche Buchungszeit von 
Kindern mit Migrationshintergrund und Asylbewer-
bern?

7.1	 Wie hoch waren die durchschnittlichen monatlichen 
Gebühren für die Betreuung im Hort?

7.2	 Wie hat sich die Höhe der Gebühren in den vergange-
nen zwei Jahren entwickelt?

7.3	 Wie viele Familien sind von diesen Gebühren aus so-
zialen Gründen befreit?

Antwort
des Staatsministeriums für Arbeit und Soziales, Familie 
und Integration in Abstimmung mit dem Staatsministe-
rium für Bildung und Kultus, Wissenschaft und Kunst 
vom 23.08.2017

1.1	 Wie viele Grundschülerinnen und Grundschüler 
wurden im vergangenen Jahr in einem Hort be-
treut?

Im vergangenen Jahr wurden insgesamt 50.692 Grund-
schulkinder im Hort betreut.

1.2	 Wie hat sich diese Zahl in den vergangenen zwei 
Jahren entwickelt?

Jahr 2014 2015 2016
Zahl der in Horten
betreuten Schulkinder 45.279 48.418 50.692

Quelle: KiBiG.web, Stand: 02.08.2017

1.3	 Wie hat sich die Zahl der Horte in den vergangenen 
Jahren entwickelt?

Jahr 2014 2015 2016
Zahl der Horte 859 886 884

Quelle: KiBiG.web, Stand: 02.08.2017

2.1	 Wie viele Grundschülerinnen und Grundschüler 
nehmen ein Angebot in einer Mittagsbetreuung 
wahr?

2.2	 Wie hat sich diese Zahl in den vergangenen Jahren 
entwickelt?

Die angefragten Daten zu Schülerinnen und Schülern, die 
zum Schuljahr 2016/2017 und in den Jahren zuvor an einer 
(verlängerten) Mittagsbetreuung teilgenommen haben, sind 
der nachfolgenden Tabelle zu entnehmen: 

Anzahl der teilnehmenden Grundschülerinnen und 
Grundschüler an einer Mittagsbetreuung im Schuljahr

2014/2015 2015/2016 2016/2017
99.004 99.550 88.542
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Zusätzlich zu den Angeboten der Mittagsbetreuung wurde 
zum Schuljahr 2015/2016 mit der offenen Ganztagsschule 
für Schülerinnen und Schüler der Jahrgangsstufen 1 bis 4 
die Einrichtung eines weiteren ganztägigen Bildungs- und 
Betreuungsangebotes an Schulen ermöglicht. An einem of-
fenen Ganztagsangebot nahmen im Schuljahr 2015/2016 
zusätzlich rund 6.000 und im Schuljahr 2016/2017 rund 
25.000 Schülerinnen und Schüler der Grundschule teil.

Die Auswertungen der Daten, wie viele Mittagsbetreu-
ungen auf Grundlage der jeweiligen Richtlinien gefördert 
wurden und in der entsprechenden Statistik erfasst sind, 
beziehen sich auf die Erhebung des Staatsministeriums für 
Bildung und Kultus, Wissenschaft und Kunst (StMBW) bei 
den Bezirksregierungen und staatlichen Schulämtern im Ok-
tober des jeweiligen Schuljahres.

3.1	 Wie viele Kinder konnten im vergangenen Schul-
jahr 2016/2017 aufgrund fehlender Plätze keinen 
Hort besuchen?

3.2	 Wie hat sich der „Nachfrageüberschuss“ in den 
vergangenen Jahren entwickelt?

Hierzu liegen der Staatsregierung keine Daten vor. Die Be-
darfsermittlung und -planung wird auf kommunaler Ebene 
durchgeführt. Aufgrund von Anmeldungen bei verschiede-
nen Trägern und eines in der Regel fehlenden Abgleichs ist 
davon auszugehen, dass entsprechend aussagefähige Da-
ten nicht flächendeckend vorliegen.

3.3	 Wie viele der Grundschülerinnen und Grundschü-
ler nutzen die Mittagsbetreuung lediglich deshalb, 
weil sie keinen Hortplatz bekommen?

Zu den angefragten Daten liegen der Staatsregierung keine 
Angaben vor. Auf eine gesonderte Erhebung bei den Trä-
gern der Mittagsbetreuung und an den Schulen wurde ver-
zichtet, um diese nicht zusätzlich mit Verwaltungstätigkeiten 
zu belasten. Zudem ist davon auszugehen, dass diese In-
formation nur die jeweiligen Eltern bzw. Erziehungsberech-
tigten haben.

4.1	 Wie gestaltet sich die Situation zum Schuljahr 
2017/2018?

4.2	 Wie viele Kinder und ihre Familien erhalten auf-
grund fehlender Plätze keinen Hortplatz?

Zu den Fragen 4.1 und 4.2 liegen der Staatsregierung keine 
Daten vor (siehe Antworten zu den Fragen 3.1 und 3.2).

4.3	 Wie viele Kinder müssen auf eine Mittagsbetreu-
ung ausweichen?

Zu den angefragten Daten liegen der Staatsregierung keine 
Angaben vor (siehe auch Antwort zu Frage 3.3).

5.1	 Wie bewertet die Staatsregierung die Situation bei 
Angebot und Nachfrage von Hortplätzen?

5.2	 Wie viele neue Hortplätze sind derzeit in Planung 
oder Bau?

Die Gemeinden sind vorrangig zuständig, ausreichend Plät-
ze zur Kinderbetreuung in Einrichtungen und in der Kin-
dertagespflege vorzuhalten. Die Gemeinden haben dem-
entsprechend die Bedürfnisse  von Kindern und Eltern zu 
eruieren, den Bedarf festzustellen und auf dieser Grundlage 
die notwendigen Maßnahmen zu ergreifen, um die erforder-
liche Kinderbetreuung sicherzustellen. Die Kommunen tra-
gen daher die Planungs- und Finanzierungsverantwortung 
für die Kinderbetreuung. 

Der Staatsregierung liegen zu den derzeit in Planung 
oder im Bau befindlichen neuen Hortplätzen keine Daten 
vor. Dies würde eine Abfrage bei allen 2.056 bayerischen 
Kommunen erfordern, was einen unvertretbaren Verwal-
tungsaufwand bedeuten würde. Im Übrigen besteht gegen-
über der Staatsregierung keine Auskunftspflicht der Kom-
munen, da diese im eigenen Wirkungskreis tätig werden.

 
5.3	 Was gedenkt die Staatsregierung zu tun, um das 

Angebot weiter auszubauen?
Der Ausbau ganztägiger Bildungs- und Betreuungsangebo-
te für Schulkinder ist eine der zentralen bildungs- und gesell-
schaftspolitischen Aufgaben. Für Schulkinder in Bayern be-
stehen vielfältige Möglichkeiten einer ganztägigen Bildung, 
Erziehung und Betreuung. Im Grundschulbereich steht mit 
den Angeboten der Kinder- und Jugendhilfe (Horten, Häu-
sern für Kinder, altersgeöffneten Kindergärten und Tages-
pflege) und den schulischen Angeboten (Mittagsbetreuung, 
offene und gebundene Ganztagsschule) ein umfassendes 
Instrumentarium zur Verfügung, um vor Ort eine bedarfsge-
rechte Bildungs-, Erziehungs- und Betreuungslandschaft zu 
gestalten. 

Als vielversprechend haben sich dabei Modellversuche 
erwiesen, bei denen Ganztagsschule und Hort kombiniert 
werden. Die Kombieinrichtungen garantieren eine enge Zu-
sammenarbeit von Lehrkräften und sozialpädagogischen 
Fachkräften sowie ein bedarfsgerechtes Betreuungsange-
bot auch in den unterrichtsfreien Zeiten. Die Staatsregierung 
beabsichtigt daher, diese Verzahnung von Schule und Ju-
gendhilfe zu einem etablierten Bildungs- und Betreuungsan-
gebot für Schulkinder weiterzuentwickeln.

6.1	 Wie hoch war die durchschnittliche Buchungszeit 
im Hort im Schuljahr 2016/2017 (bitte differenziert 
nach Jahrgangsstufen)?

Die durchschnittliche Buchungszeit von Schulkindern im 
Hort betrug im Bewilligungsjahr 2016 4,78 Stunden pro Tag 
(KiBiG.web, Stand: 02.08.2017). Bei der Auswertung des 
KiBiG.web ist eine Differenzierung nach Jahrgangsstufen 
nicht möglich.
 
6.2	 Wie hoch war die durchschnittliche Buchungszeit 

von Kindern mit Migrationshintergrund und Asyl-
bewerbern?

Die durchschnittliche Buchungszeit von Kindern mit Migra-
tionshintergrund im Hort betrug im Bewilligungsjahr 2016 
5,10 Stunden pro Tag (KiBiG.web, Stand: 02.08.2017). Die 
Buchungszeiten von Kindern aus Asylbewerberfamilien wer-
den nicht eigens erhoben. Diese Kinder werden im KiBiG.
web als Kinder mit Migrationshintergrund erfasst. 

7.1	 Wie hoch waren die durchschnittlichen monatli-
chen Gebühren für die Betreuung im Hort?

7.2	 Wie hat sich die Höhe der Gebühren in den vergan-
genen zwei Jahren entwickelt?

In Bayern gibt es keine landesrechtliche Regelung über die 
Höhe der Elternbeiträge. Die Entscheidung, ob und in wel-
cher Höhe Elternbeiträge erhoben werden, obliegt aufgrund 
der Trägerautonomie den jeweiligen Trägern der Kinderta-
geseinrichtungen. Art. 19 Nr. 5 des Bayerischen Kinderbil-
dungs- und -betreuungsgesetzes (BayKiBiG) regelt lediglich 
als Fördervoraussetzung, dass die Elternbeiträge entspre-
chend der Buchungszeiten nach Art. 21 BayKiBiG gestaffelt 
sein müssen. 
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Zur durchschnittlichen Höhe der Elternbeiträge für die 
Betreuung im Hort liegen der Staatsregierung keine Zahlen 
vor. Dies würde eine Abfrage bei allen bayerischen Kom-
munen und freien Trägern erfordern, die Horte in Bayern 
betreiben. Dies wäre nur mit einem unvertretbaren Aufwand 
möglich. Hinzu kommt, dass es eine uneinheitliche Handha-
bung gibt, was z. B. unter Elterngebühren zu verstehen ist 
und ggf. welche Bestandteile (z. B. Spielgeld, Ausflugsgeld, 
Essensbeitrag) einzurechnen sind. Auch hier besteht keine 
Auskunftspflicht der Kommunen und der Träger.

7.3	 Wie viele Familien sind von diesen Gebühren aus 
sozialen Gründen befreit?

Zahlen hierzu liegen der Staatsregierung nicht vor. Die 
hierfür erforderlichen Erhebungen bei den Trägern der öf-
fentlichen Jugendhilfe wären mit unvertretbar hohem Ver-
waltungsaufwand verbunden. Auf eine Abfrage bei den zu-
ständigen 96 Landkreisen und kreisfreien Städten wurde 
daher verzichtet. Im Übrigen besteht auch hier keine Aus-
kunftspflicht der Kommunen.


